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Misereor will Reform der deutschen Exportförderung

Berlin, 11.04.2016, 01:00 Uhr

GDN - Das Hilfswerk Misereor fordert eine Reform der deutschen Exportförderung und gesetzliche Vorgaben zu menschenrechtlichen
Sorgfaltspflichten für das Auslandsgeschäft deutscher Unternehmen. Hintergrund ist eine eigene Studie der katholischen
Entwicklungsorganisation zum südafrikanischen Kohlesektor: Die Untersuchung, über die die "Frankfurter Rundschau" berichtet,
zeigt, dass von 19 deutschen Firmen, die am Bau zweier Kohlkraftwerke in Südafrika beteiligt sind, keines seine Verantwortung für die
menschenrechtlichen Folgen anerkennt. 

In die Kraftwerks-Projekte sind nicht nur deutsche Bau- und Technologiefirmen eingebunden, sondern auch der Bund, der das
Engagement mit Exportkreditgarantien unterstützt. Die Studie zeige, dass ökologische und menschenrechtliche Risiken der Projekte
frühzeitig absehbar waren, bei der Freigabe der Finanzierungen und Hermesbürgschaften "aber nicht angemessen berücksichtigt
wurden", sagte Misereor-Chef Pirmin Spiegel. Als Folgen des exzessiven Abbaus und der Verfeuerung von Kohle führt Misereor
neben der Luftverschmutzung auch die Verseuchung von Flüssen, Trockenheit und die Vernichtung von Agrarland an. Damit würden
die Menschenrechte auf sauberes Wasser, Gesundheit und Nahrung "erheblich gefährdet", heißt es in der Studie, aus der die FR
zitiert. Der Bund müsse Exporthilfen künftig daran knüpfen, dass Unternehmen bei ihren Geschäften im Ausland die Menschenrechte
achten, wie es auch entsprechende Leitlinien der Vereinten Nationen verlangen, fordert Misereor. Die große Koalition will noch in
diesem Mai einen Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Leitlinien vorlegen. "Das bietet eine gute Gelegenheit, die dringend
notwendigen Reformen auf den Weg zu bringen", sagte Spiegel. Die Weigerung der Firmen, eine menschenrechtliche Verantwortung
zu übernehmen, belegt nach Ansicht von Misereor, dass eine gesetzliche Verpflichtung der Unternehmen nötig sei, wie sie auch
andere Nichtregierungsorganisationen fordern. Erst im März hatten Amnesty International, Germanwatch, Oxfam und "Brot für die
Welt" dazu einen eigenen Gesetzentwurf präsentiert.
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https://www.germandailynews.com/bericht-70732/misereor-will-reform-der-deutschen-exportfoerderung.html

Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile
info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com
www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://www.germandailynews.com/bericht-70732/misereor-will-reform-der-deutschen-exportfoerderung.html
mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com
http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

